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Genesungswerk mit Kampagne �Mütter auf die Eins!�
Vor allem junge Mütter fühlen sich oft zerrieben zwischen den Anforderungen im Beruf und in der Familie. Zum Mutter-
tag will das Genesungswerk auf ihre Situation hinweisen.

Berlin (KNA) Das Müttergenesungswerk startet eine Kampa-
gne, um auf die mitunter schwierige Situation von Müttern
aufmerksam zu machen. Jede vierte Mutter in Deutschland
habe dringenden Bedarf an einer stationären medizinischen
Vorsorge- oder Rehabilitationsmaÿnahme, teilte die Einrich-
tung am Dienstag mit. Zugleich setzten Sparmaÿnahmen im
Gesundheitssystem genau dort an und drohten, die Versor-
gung weiter einzuschränken. Die Kampagne trägt den Titel
�Mütter auf die Eins!�

In einem Manifest fordert das Genesungswerk, dass die
Sorgearbeit verbindlich als systemrelevante Leistung aner-
kannt und bei allen politischen Entscheidungen mitgedacht
werden müsse. Es brauche eine verlässliche Sicherung der
Vorsorge- und Rehabilitationsmaÿnahmen. Nötig seien trans-
parente Informationen und ein verbindlicher Rechtsanspruch
auf Beratung, damit Unterstützung auch dort ankomme, wo
sie gebraucht werde.

Ex-Ministerin Schmidt fordert Sexkauf-Verbot nach Nordischem Modell
Soll das Nordische Modell auch in Deutschland gelten, um Frauen vor Ausbeutung zu schützen? Die Debatte um den
Umgang mit Prostitution hält an. In die Kritik geraten sind nun Frauengruppen kirchlicher Organisationen.

Berlin (KNA) Die ehemalige Gesundheitsministerin Ulla
Schmidt hat sich für eine schnelle Einführung eines Prostituti-
onskaufverbots nach dem Nordischen Modell ausgesprochen.
�Dass man seinen Körper verkaufen muss, um leben zu kön-
nen, geht nicht mit dem Menschenbild einer humanen Gesell-
schaft einher�, sagte die SPD-Politikerin am Dienstagabend
bei einer Veranstaltung in der Katholischen Akademie Berlin.
Das Nordische Modell entkriminalisiert Prostituierte; durch
das Sexkauf-Verbot werden Käufer hingegen kriminalisiert.

Während der rot-grünen Koalition (1998-2005) sei sie be-
reits gegen die Legalisierung der Prostitution gewesen, sagte
Schmidt weiter. Zu dieser sei es auf Druck der Grünen ge-
kommen.

Nun übte sie Kritik an Frauengruppen in Gewerkschaf-
ten, Diakonie und Caritas. Dort glaube man, dass ein Verbot
der Prostitution die Selbstbestimmung der Frau untergraben
würde. Das sei falsch, so Schmidt.

Der Hauptgeschäftsführer des katholischen Hilfswerks Re-
novabis, Thomas Schwarz, kritisierte explizit den Sozialdienst
katholischer Frauen, der sich ö�entlich gegen ein Prostituti-
onsverbot ausgesprochen hatte. Damit habe der Frauenver-
band gegen seine eigenen Werte verstoÿen, so Schwarz.

Weiter betonte er: �Kein Mensch darf zum Instrument für
die Bedürfnisse eines Anderen gemacht werden. Die derzeitige
Gesetzeslage habe zu einer Normalisierung der Ausbeutung
von Frauen geführt. Schwarz sprach sich dafür aus, die Lo-
gik der Prostitution umzudrehen. �Die Scham muss zu den
Männern kommen.��

In der von dem Berliner Journalisten Stephan-Andreas
Casdor� moderierten Diskussionsrunde plädierten auch die
Bundestagsabgeordneten Anne König (CDU) und Jasmina
Hostert (SPD) für die Einführung des Nordischen Modells.
König betonte, dass im von Karin Prien (CDU) geführten
Familienministerium derzeit eine Arbeitsgruppe an Modellen
zur Reform des Prostitutionsschutzgesetzes arbeite. Dabei
verwies sie auf die knappen Mehrheitsverhältnisse im Bun-
destag.

In der SPD-Fraktion würden, so Hostert, nicht alle das
Nordische Modell befürworten. Einige ihrer Kollegen würden
sich immer noch daran klammern, dass es eine geringe Zahl
von Prostituierten gebe, die freiwillig als Sexarbeiter arbeiten.
�Wir können nicht die Mehrheit der Frauen aufopfern für die
kleine Zahl der Frauen, die das freiwillig machen�, betonte
Hostert.

Umfrage: Viele Jugendliche befürworten Social-Media-Verbot bis 14
Social-Media-Verbot für Kinder und Jugendliche? 14- bis 16-Jährige wollen sich selbst die Nutzung von Online-Plattformen
nicht verbieten lassen. Für Jüngere sehen sie das aber anders.

Köln/Berlin (KNA) Jeder zweite Jugendliche in Deutschland
sieht Mobbing, Hass und Beleidigungen laut einer Unicef-
Befragung als gröÿtes Risiko bei der Nutzung von Social Me-
dia. Rund 55 Prozent der Befragten sprechen sich daher für
ein Verbot für unter 14-Jährige aus, wie das deutsche Unicef-
Komitee am Mittwoch in Berlin mitteilte. Ein Verbot für alle
unter 16 Jahren befürwortet demnach nur jeder Vierte (26

Prozent). Zugleich halten es 88 Prozent für wahrscheinlich,
das Jugendliche Wege �nden würden, Altersgrenzen zu um-
gehen.

Für 38 Prozent der befragten 14- bis 16-Jährigen über-
wiegen die Vorteile entsprechender Medien. 46 Prozent se-
hen gleichermaÿen Vor- und Nachteile und 16 Prozent sehen
mehr Nachteile. Als positiv bewerten die Jugendlichen laut
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